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Bezugnehmend auf Ihr E-Mail vom 26.08.2014 teilen wir Ihnen mit, dass die Weitergabe von Daten an Dritte, die einem Beamten kraft seines Amtes anvertraut worden sind ebenso wie die Bekanntgabe von Details von Amtshandlungen oder auch sonstige polizeiinterne Angelegenheiten an Journalisten kein Kavaliersdelikt darstellt. Da es sich hierbei um einen strafrechtlichen Tatbestand handelt, müssen diese Vorfälle nach dem Grundsatz des Offizialprinzips zur Anzeige gebracht und Erhebungen durchgeführt werden.

Wir dürfen an dieser Stelle festhalten, dass sich alle Bediensteten der Wiener Polizei auf Grund des abgelegten Diensteides bewusst sind, dass bei Ausforschung der Betroffenen diese  in derartigen Fällen mit straf- und dienstrechtlichen Konsequenzen zu rechnen haben. 
In dem von Ihnen angeführten Fall wurde nach den durchgeführten Ermittlungen Anzeige an die Staatsanwaltschaft Wien gegen den Beamten erstattet. Das diesbezügliche Verfahren wurde seitens der Staatsanwaltschaft durch Diversion beendet. Es ist richtig, dass der Beamten auch infolge von disziplinären Maßnahmen vom Dienst suspendiert wurde. Zwischenzeitig wurde auch ein Verfahren vor der Disziplinarkommission gegen den Beamten geführt und mit einer Disziplinarstrafe abgeschlossen. Der Beamte befindet sich seither auf einer anderen Dienststelle wieder im Dienst als Polizeibeamter.
Wir bitten um Verständnis, dass wir nähere Auskünfte hinsichtlich der geführten Verfahren gegen den Beamten aus Gründen des Datenschutzes nicht erteilen können.

Zu der von Ihnen gestellten Frage, warum sich die Einnahmen der Verkehrsstrafen verdoppelt haben, dürfen wir Folgendes festhalten:

Grundsätzlich darf festgehalten werden, dass die Verkehrsüberwachung neben den Aufgaben der Sicherheits- und Kriminalpolizei eine der drei großen Aufgabensäulen der Wiener Polizei darstellt. Dass dieser Bereich keinesfalls sowie die damit verbundene Überwachungstätigkeit vernachlässigt werden darf, spiegelt sich in zahlreichen Beschwerden und Schreiben – welcher immer wieder Verstöße und Rücksichtslosigkeiten von Verkehrsteilnehmern zum Inhalt haben   –   der Bevölkerung an die Landespolizeidirektion Wien wieder.

In den Bezirken außerhalb des Gürtels gibt es sehr viele Durchzugsstraßen. Damit verbunden sind häufig Übertretungen wegen überhöhter Geschwindigkeit, gerade auch im Bereich von Schutzwegen, Schulwegen etc. Aber auch Vorrangverletzungen, Missachtung des Rotlichts bei Ampelanlagen oder auch Übertretungen, die massive Verkehrsbeeinträchtigungen nach sich ziehen, erfordern eine erhöhte Streifentätigkeit. 

Die Kommandanten der Polizeiinspektionen sind daher angewiesen, auf die Überwachung dieser Bereiche besonderes Augenmerk zu legen und auch konsequent vorzugehen. Es ist sohin unvermeidbar, dass sich aus derartigen Verkehrsschwerpunkten in letzter Konsequenz Ermahnungen, Verhängung von Organstrafverfügungen und Anzeigenerstattungen ergeben. Letztlich darf jedoch ausdrücklich festgehalten werden, dass keinesfalls die Anzahl der erstatteten Anzeigen, sondern Parameter, wie etwa Senkung von Unfällen an gewissen Örtlichkeiten, Rückgang von Beschwerden, flüssigerer Verkehrsverlauf usw. maßgeblich sind.

Diese Thematik wurde auch im Zuge einer parlamentarischen Anfrage abgehandelt.

Dabei kam zu Tage, dass nur 20 Prozent der eingehobenen Strafgelder der Exekutive zukommen, welcher jedoch die  Überprüfung der Einhaltung der Verwaltungsgesetze obliegt. In diesem Zusammenhang darf festgehalten werden, dass bei der Höhe der angeführten Strafgelder auch die Einnahmen aus Vignettenstrafen sowie Übertretungen hinsichtlich der Kurzparkzonenregelungen beinhaltet sind. Das Ergebnis dieser parlamentarischen Anfrage ist zur Gänze im Internet unter www.parlament.gv.at abrufbar. 
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